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Durch eine Analyse der bestehenden Pensionszusagen erhalten Sie verlässliche Prognosen für die betriebs-
wirtschaftliche Planung der Unternehmensentwicklung. Eine wesentliche Rolle bei der Analyse spielt dabei

der Bewertungsansatz: Zur Verfügung steht u. a. der in § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG geregelte Rechnungszinsfuß.
Spätestens seit dem Beschluss des FG Köln vom 12.10.2017 ist dieDiskussion umdenweiteren Bestand dieses

– nunmehr seit über 35 Jahren unverändert bei 6% liegenden – Zinssatzes aufgekommen. Sollte das BVerfG
derAuffassung sein,das der Zinssatznichtmehr verfassungskonform ist,wird sich sicherlich die Politikmit der

Suche nach einem angemessenen Rechnungszins befassen müssen – mit Folgen für Ihre Mandanten. Im
Folgenden werden die in der Praxis auftretenden Herausforderungen der unterschiedlichen Rückstellungs-
bildung und diewechselseitigen Auswirkungen einermöglichen Zinsanpassung anhand eines Praxisbeispiels
veranschaulicht. In der NWB Datenbank steht Ihnen passend zu diesem Thema der Rückstellungsrechner

(NWB AAAAE-22254) zur Verfügung.

NWB Datenbank► Rückstellungsrechner, NWB AAAAE-22254

I. Ausgangssituation
Bis zum 28.5.2009 galt die Maßgeblichkeit der Steuerbilanz

für die Handelsbilanz und umgekehrt.Mit der Einführung des

sog. Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes vom 28.5.2009
(BilMoG) wurde ein neues Bewertungsverfahren für Rück-
stellungen von Altersversorgungsverpflichtungen eingeführt.

Seit diesem Zeitpunkt sind u. a. auch für Pensionsrückstellun-
gen unterschiedliche Bewertungsansätze für die Ermittlung in

Steuer- und Handelsbilanz vorgegeben:
> Gemäß § 253 Abs. 2HGB sind für dieHandelsbilanz die von

der Deutschen Bundesbank monatlich bekanntgegebenen

Sätze zur Abzinsung von Rückstellungen (RückAbzinsV) zu
verwenden.Dieser „atmende Zinssatz“ soll die tatsächliche
Verpflichtung der Pensionszusagen darstellen.

> Im Gegensatz dazu beträgt der in § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG

geregelte Rechnungszinsfuß für Pensionsrückstellungen

für Zwecke der Steuerbilanz seit dem 1.1.1982 unver-
ändert 6 %.

Spätestens seit dem Beschluss des FGKöln v. 12.10.2017 - 10K
977/17 (NWB NAAAG-67956) ist die Diskussion um den

weiteren Bestand des nunmehr seit über 35 Jahren unver-
änderten Zinssatzes aufgebrochen.

Im Folgenden werden die in der Praxis auftretenden Heraus-
forderungen der unterschiedlichen Rückstellungsbildung und

die wechselseitigen Auswirkungen für die Unternehmen aus-
führlich beleuchtet.

II. Pensionszusagen im System der
betrieblichen Altersversorgung

Pensionszusagen zählen seit vielen Jahren zum zentralen

Durchführungsweg der betrieblichen Altersversorgung. Ins-
besondere in den größeren Unternehmen werden Pensions-
zusagen als ein Instrument zur Mitarbeiterbindung einge-
setzt. Im Rahmen von betrieblichen Versorgungszusagen
werden so oftmals rein arbeitgeberfinanzierte Zusagen an

die Mitarbeiter ausgesprochen.

Dieser Durchführungsweg spielt heute immer noch eine

wichtige Rolle. Das belegt auch eine Analyse der Arbeitsge-
meinschaft für betriebliche Altersversorgung e. V. (kurz aba).
Demnach ist die Zahl der Anwärter in der Zeit von 2001 bis

2015 um 38 % gestiegen – von 3,4Mio. auf über 4,7Mio. (vgl.
aba, Überlegung zueinerReform von §6a EStG, 24.4.2018 S. 8).

Um welche Zusagen es sich handelt, geht aus der Statistik

jedoch nicht eindeutig hervor. ImMittelstand, insbesondere in
kleineren Unternehmen, sind es oftmals Einzelzusagen an

geschäftsführende Gesellschafter. Diese Zusagen können in

den Unternehmen zu hohen Belastungen der Bilanz führen.

Literatur-Tipp > Schrade/Rinderer, Praxisfall: Pen-
sionszusagen als Belastung im Nachfolgeprozess – Lö-
sungen für eine Entlastung der Bilanz, NWB-BB 4/2017
S. 111 NWB HAAAG-40968

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG

Pensionsrückstellungen: Auswirkungen einer
möglichen Senkung des Rechnungszinssatzes

Welche Unternehmen profitieren und welche
Reaktionsmöglichkeiten bestehen?

Dipl.-Kfm. Peter Schrade und Dipl.-Kfm.Manfred Rinderer*

* Beide Autoren sind zertifizierte Berater für Unternehmensnachfolge (HTW) und Inhaber von Unternehmensberatungen; Dipl.-Kfm. Peter Schrade ist darüber hinaus Mitglied im „Bundesverband Die KMU-Berater“ (www.kmu-berater.de).

NWB-BB Sonderdruck 1



Durch die Einführung des BilMoG im Jahr 2009 und den

veränderten handelsrechtlichen Rückstellungen für Pensions-
zusagen offenbaren sich diese Herausforderungen insbeson-
dere bei typischen Gesellschafter-Geschäftsführer-Versor-
gungen.

III. Anpassung des steuerrechtlichen
Zinssatzes

Mit dem Beschluss des FG Köln vom 12.10.2017 - 10 K 977/17
(NWB NAAAG-67956) und der Vorlage beim Bundesverfas-
sungs-gericht (BVerfG) stellt sich die Frage nach einem ange-
messenen Rechnungszins für die Ermittlung der Rückstellun-
gen für die Steuerbilanz. Denn sollte das BVerfG der Auf-
fassung sein, dass der aktuell angewendete Rechnungszins-
satz von 6 % nicht mehr verfassungskonform ist, wird sich

sicherlich die Politik mit der Suche nach einem angemessenen

Rechnungszins befassen müssen.

Wie hoch ein angemessener Zinssatz bei der Ermittlung der

Rückstellungen für die Steuerbilanz sein könnte, ist eine nicht
einfach zu beantwortende Frage. Zielführend wäre die Ein-
führung einer Systematik ähnlich wie im Handelsrecht, so
dass eine Ermittlung eher automatisch erfolgt. Ob das im

Steuerrecht, welches grundsätzlich andere Ziele verfolgt, zu
einem „atmenden Zinssatz“ wie im Handelsrecht führt, ist
eher unwahrscheinlich.

Das Ziel einer Reform des § 6a EStG, sowie sie die aba fordert,
sollte mit einer Absenkung des Zinssatzes und einer Anpas-
sung an die handelsrechtlichen Abzinsungssätze verbunden

sein. Nur so wäre sichergestellt, dass ein zukünftiges Aus-
einanderlaufen der steuerlichen undhandelsrechtlichen Rück-
stellungswerte verhindert werden kann.

Nach einer Information des Deutschen Bundestages würde

die Absenkung des Abzinsungszinssatzes von je 1 % zu über

11 Mrd. € Mindereinahmen im Staatshaushalt führen. Selbst
der wissenschaftliche Beirat des BMF geht aber ebenfalls

davon aus, das der aktuelle Zinssatz von 6% realitätsfremd ist.

Im Folgenden wird die Annahme getroffen, dass der aktuelle
Abzinsungszinssatz um 2 Prozentpunkte auf dann 4 % abge-
senkt werden könnte.

IV. Praxisbeispiel

1. Ausgangssituation
Einem Gesellschafter-Geschäftsführer eines kleinen mittel-
ständischen Unternehmens mit 30 Angestellten wurde 1991
eine steuerlich wirksame Pensionszusage erteilt. Die Zusage
beläuft sich auf ursprünglich 2.045 € Altersrente, die mit

Ausscheiden aus dem Betrieb zum 65. Lebensjahr monatlich

im Voraus gezahlt werden soll. In der Anwartschaftsphase

(Phase bis zum Rentenbeginn) sowie in der Rentenphase soll

die Zusage um 2 % p. a. steigen. Im Jahr 2018 ist der

Gesellschafter-Geschäftsführer 64 Jahre alt.

Zur Rückdeckung der Pensionszusage wurden verschiedene

Versicherungen abgeschlossen sowie Rückdeckungskapital

auf dem Bankkonto des Unternehmens zurückgelegt. Das

aktuellzurVerfügungstehendeKapitalbeträgt rund1,3Mio. €.
Die Bilanz des Unternehmens sieht zum 31.12.2018 verein-
facht wie folgt aus:

Übersicht 1: Bilanz zum 31.12.2018

Aktiva Passiva

AV 49.042 EK 814.478

UV 639.445 Rückstellung 637.376

Bank/Kasse 1.140.065 VK 394.266

RAP 17.568 RAP 0

Summe 1.846.120 Summe 1.846.120

2. Annahme: Zins fällt auf 4 %

Unter der Berücksichtigung der Annahme, dass der steuer-
rechtliche Abzinsungszinssatz auf 4 % fällt, ergibt sich der

folgende Verlauf der Rückstellungen.

Übersicht 2: Steuerrechtlicher Verlauf der Rückstellungen bei 
6 % bzw. 4 % Abzinsungszinssatz
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Teilwert Steuerbilanz mit 6 % Teilwert Steuerbilanz mit 4 %

Es zeigt sich, dass für das Unternehmen der Anstieg der

Rückstellungen extrem hoch ausfällt. Bezogen auf den Bilanz-
stichtag 31.12.2018würde der erforderliche Rückstellungsbe-
trag von 644.433 € auf 807.688 € ansteigen (Basis: Heubeck-
Richttafeln 2005G).

Mit den Anpassungen können so im Umstellungsjahr

163.255 € höhere Betriebsaufwendungen realisiert werden,
was bei einem Unternehmenssteuersatz von insgesamt 30 %

(KSt und GewSt) zu einem Liquiditätsgewinn von rund

49.000 € führt.

Dieser Liquiditätsgewinn ist nur dannmöglich,wenn entspre-
chende Gewinne im Unternehmen erzielt werden. Gibt es

einen Verlust bzw. Verlustvortrag, käme es nur zu einem

geringeren bzw. im schlechtesten Fall zu gar keinem Liquidi-
tätszufluss aus der Anpassung des Rechnungszinssatzes.

Zusätzlich zu den möglichen Liquiditätsauswirkungen dürfen

die biometrischen Auswirkungen der Zusagen nicht vernach-
lässigt werden. Bei einer Anpassung des steuerlichen Rech-
nungszinssatzes werden Auffüllungsrisiken sowie Bilanz-
sprungrisiken größere Auswirkungen haben als bisher schon.

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG
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Ein Auffüllungsrisiko stellt den Bilanzsprung dar bei einem

Übergang
> von einerRückstellung,die noch in derAnwartschaftsphase

ist,
> zu einer Rückstellung für eine Invalidenrente.

In dem Augenblick, in dem der versorgungsberechtigte An-
wärter zu einem Invalidenrentner wird, steigt der aktuelle

steuerliche Teilwert automatisch auf den Invalidenrentenbar-
wert an.

Übersicht 3: Auffüllungsrisiko bzw. Bilanzsprungrisiko beim Eintritt 
einer Invalidenrente

1.000.000

700.000

400.000

900.000

600.000

300.000

100.000

800.000

500.000

200.000

0
2000 2002 2004 2006 2008

Anstieg der Rückstellung beim

Übergang zur Invalidenrente

2010 2012 2014 2016 2018

Teilwert STB Erfüllungsbetrag Invalidenrente

Bei einer Umstellung des Rechnungszinssatzes von 6 % auf

einen niedrigen Rechnungszinswürde dieser Unterschiedsbe-
trag noch deutlich höher ausfallen.

Sollte hingegen keine Invalidenrente und ggf. auch keine

Hinterbliebenenrente vereinbart worden sein, müssten im

Todesfall des Versorgungsberechtigten die Rückstellungen

gleich komplett aufgelöst werden. Mit einer Anpassung des

Rechnungszinssatzes auf 4 % würden die steuerlichen Auf-
lösungsrisiken ebenfalls ansteigen.

Zwischenfazit > Bei einer Anpassung des Rechnungs-
zinssatzes von 6 % auf beispielsweise 4 % liegen die

größten Risiken für die Unternehmen in der Anwart-
schaftsphase, also in der „Ansparphase“.

3. Höhe des notwendigen Kapitals
Von weiterer großer Bedeutung für das Unternehmen ist

natürlich die Frage, wie hoch das notwendige Kapital zur

Erfüllung der zugesagten Leistung sein muss. De facto ist die

tatsächliche Höhe vorab nicht zu bestimmen. Das Unter-
nehmen kann also nur anhand verschiedener Annahmen

den möglichen Gesamtliquiditätsaufwand abschätzen.

Unserem Beispiel liegt die Annahme zugrunde, dass der

versorgungsberechtigte Gesellschafter-Geschäftsführer mit

85 Jahren verstirbt und ab diesem Zeitpunkt dann noch eine

Witwenrente für weitere zehn Jahre zu zahlen wäre. Dann
müssten mindestens 1.527.149 € Kapital zum Rentenbeginn

zur Verfügung stehen.

Übersicht 4 zeigt, wie der Rentenverlauf dann aussähe.

Übersicht 4: Möglicher Rentenverlauf des Praxisbeispiels inkl. Hinter-
bliebenenversorgung

Jahr Alter Rente Alter

Ehefrau

Witwen-
rente

Szenario 1

2019 65 42.728 66 25.637 42.728

2020 66 43.583 67 26.150 43.583

2021 67 44.454 68 26.673 44.454

2022 68 45.344 69 27.206 45.344

2023 69 46.250 70 27.750 46.250

… … … … … …

2040 86 64.762 87 38.857 38.857

2041 87 66.057 88 39.634 39.634

2042 88 67.378 89 40.427 40.427

2043 89 68.726 90 41.235 41.235

2044 90 70.100 91 42.060 42.060

2045 91 71.502 92 42.901 42.901

2046 92 72.932 93 43.759 43.759

2047 93 74.391 94 44.635 44.635

2048 94 75.879 95 45.527 45.527

2049 95 77.396 96 46.438 46.438

Summe 1.810.799 1.086.479 1.527.149

Der tatsächliche Kapitalbedarf zum Rentenbeginn hängt von

der erzielbaren Guthabenverzinsung der Rücklagen ab. Inkl.
Zinsertrag würde das zu einem Kapitalbedarf zwischen

1,05 Mio. € und 1,50 Mio. € führen (vgl. Übersicht 5).

Übersicht 5: Kapitalbedarf für Rentenzahlungen bei einem 
angenommenen Szenario
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Der Kapitalbedarf stellt nur die zu zahlenden Renten dar. Zum
Zeitpunkt des Wegfalls der Versorgung (beide versorgungs-
berechtigten Personen sind verstorben) ist zusätzlich auch

noch die Rückstellung gewinnerhöhend aufzulösen.

In Übersicht 6 werden die jeweiligen Barwerte für die Alters-
bzw. Witwenrente bei einem Rechnungszins von 6% bzw. 4%
dargestellt. Beim Übergang von der Altersrente zur Witwen-
rente kommt es zu einer Teilauflösungmit einer entsprechend

gewinnerhöhenden Auflösung der Rückstellungen. Spätes-
tens mit dem Todesfall der Witwe wird die gesamte Rück-
stellung aufgelöst.

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG
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Aus Übersicht 6 lässt sich weiter entnehmen, dass bei einem
angenommenen Gesamtunternehmenssteuersatz von 30 %

mindestens 77.625 € Steuerlast auf das Unternehmen zu-
kommt, wenn die Witwe im Alter von 95 Jahren versterben

sollte. Die Steuerbelastung würde bei einem Rechnungszins

von 4 % steigen.

Somit müsste das Unternehmen zusätzlich mindestens

82.000 € Liquidität aufwenden, um neben den Renten auch

noch das Finanzamt bezahlen zu können.

4. Gesamtauswirkungen
Bisher wurden nur die Risiken aus den Auflösungen der

Rückstellungen betrachtet. Um eine zuverlässige Gesamtbe-
urteilung treffen zu können, sind alle Auswirkungen über den

gesamten Verlauf der Zusage zu beurteilen.

Wie aus Übersicht 7 hervorgeht, ergibt sich ausgehend von

einer Umstellung auf einen neuen Rechnungszins ab 2019
somit eine Gesamtauswirkung in Höhe von 21.045 €. Das gilt
unter der Annahme, dass der gesamte Unternehmenssteuer-
satz unverändert bei 30 % bleibt.

Es zeigt sich, dass mit der Umstellung des Rechnungszinssat-
zes von 6% auf 4% in der Tat ein Vorteil für dasUnternehmen

entsteht, wenn man den gesamten Verlauf betrachtet.

Alsweiteres Zwischenergebnis lässt sich somit feststellen, das
auf steuerlicher Ebene auf den gesamten Verlauf der Zusage
ein Liquiditätsvorteil von rund 40.000 € entstehen könnte.

Ob der Vorteil insgesamt betrachtet ausreichend hoch ist,
bleibt wohl eine Einzelfrage für das jeweilige Unternehmen.

Fazit > Als Fazit kann man Folgendes festhalten:
> Eine Anpassung des Rechnungszinssatzes für alle

Unternehmen, die eine gute Kapitalausstattung

(Rückdeckung) für die Erfüllung der zugesagten Leis-
tungen haben, bedeutet kein Nachteil.

> Bei den meisten mittelständischen Unternehmen ist

aber gerade die Kapitalausstattung nicht ausreichend,
so dass aus der Praxiserfahrung in den meisten Fällen

kein wirklicher Vorteil mit der Absenkung des Rech-
nungszinssatzes verbunden ist.

> Gelingt es jedoch, die Pensionszusage auf einen ande-
ren Durchführungsweg auszulagern oder im Rahmen

einer Abspaltung auf ein anderes Unternehmen zu

übertragen,weil ausreichend Kapitalrücklage vorhan-
den ist, kann sich ein zusätzlicher Vorteil mit der

Absenkung des Rechnungszinssatzes ergeben.

V. Auslagerung bzw. Übertragung von
Pensionszusagen unter Berücksichtigung
eines niedrigen Rechnungszinssatzes

Im Folgenden werden zwei mögliche Alternativen für die

Restrukturierung von Pensionszusagen unter Berücksichti-
gung eines abgesenkten Rechnungszinssatzes beschrieben.

1. Auslagerung auf einen Pensionsfonds
Oftmals ist die Auslagerung auf einen Pensionsfonds mit

höheren Einmalbeiträgen verbunden als zu den bis zum

Auslagerungszeitpunkt gebildeten Rückstellungen in derHan-
dels- und Steuerbilanz.

Im Jahr der Übertragung der Pensionszusage auf einen

Pensionsfonds sind zunächst die Rückstellungen gewinnerhö-
hend aufzulösen. Im Gegenzug dürfen die Aufwendungen an

den Pensionsfonds grundsätzlich nur bis zur Höhe der bis

dahin gebildeten Rückstellungen verrechnet werden. Die

Rückstellungen sind dabei neu zu berechnen, denn gemäß

BMF-Erlass v. 10.7.2015 - IV C 6 – S 2144/07/10003 (NWB

YAAAE-96119) sind nur die Rückstellungenmit dem Pensions-
fonds zu verrechnen, die auf Basis der erdienten Rentenan-
sprüche zum Bilanzstichtag gebildet werden können. Man

spricht hierbei vom sog. Past Service.

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG

Übersicht 6: Steuerliche Belastungen durch Auflösung der Rückstellungen bei Wegfall der Zusage (Werte in €)

Alter Barwert Teilauflösung Auflösung Steuer

Altersrente

6 %

Altersrente

4 %

Witwenrente

6 %

Witwenrente

4 %

bei 6 % bei 4 % bei 6 % bei 4 % bei 6 % bei 4 %

85 462.586 516.548 394.504 435.729 53.962 41.225 -16.189 -12.368

86 444.648 493.845 379.821 417.486 49.197 37.665 -133.394 -148.154

87 426.418 471.111 365.120 399.454 44.693 34.334 -127.925 -141.333

88 408.056 448.524 350.523 381.760 40.468 31.237 -122.417 -134.557

89 389.755 426.296 336.178 364.557 36.541 28.379 -116.927 -127.889

90 371.743 404.670 322.284 348.047 32.927 25.763 -111.523 -121.401

91 352.756 382.102 308.523 331.877 29.346 23.354 -105.827 -114.631

92 334.200 360.279 295.212 316.379 26.079 21.167 -100.260 -108.084

93 317.888 341.288 282.431 301.628 23.400 19.197 -95.366 -102.386

94 301.486 322.297 270.254 287.691 20.811 17.437 -90.446 -96.689

95 286.773 305.326 258.750 274.630 18.553 15.880 -258.750 -274.630 -77.625 -82.389
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Literatur-Tipp > Vgl. zum Past Service auch Fritz,
Wenn Pensionen zur drückenden Last werden – Wege

zurAusgliederung von Pensionsverpflichtungen für Ihren

Mandanten,NWB-BB 9/2008 S. 280NWBMAAAC-88619.

Somit kommt es nahezu immer zu einer gewinnerhöhenden

Auflösung eines Teils der bisher gebildeten Rückstellungen.
Die Differenz aus den Rückstellungen und dem Aufwand an

dem Pensionsfonds wird gemäß § 4e EStG auf die nächsten

zehn Jahre außerbilanziell als Betriebsausgaben verteilt.

Im Fall einer Absenkung des Rechnungszinssatzes steigt der

Rückstellungswert, so dass ein höherer Auflösungsbetrag der

bis zum Auslagerungsstichtag gebildeten Rückstellungen mit

dem Einmalbeitrag an den Pensionsfonds verrechnet werden

kann.EsbleibteingeringererVerteilungsbetragnach§4eEStG.

Fortführung Praxisbeispiel > Bei einer Finanzierung des
Rentenanspruchs zum Rentenbeginn am 1.5.2019 würde ein
Betrag in Höhe von 1.144.907 € benötigt. Demgegenüber
steht eine Auflösung der Rückstellungen bei einem Rech-
nungszins von 6 % in Höhe von 644.433 €. Die Differenz der
Betriebsausgaben in Höhe von 500.474 € ist auf die nächsten
zehn Jahre zu verteilen.
Würde der Rechnungszins auf 4 % abgesenkt, dann beträgt
der Rückstellungsbetrag 807.688 €. Somit beträgt die zu ver-
teilende Differenz auch nur noch 337.219 € (vgl. Übersicht 8).

Übersicht 8: Übersicht der steuerlichen Auswirkungen beiÜbertragung
auf einen Pensionsfonds je nach Rechnungszinssatz

bei 6 % bei 4 %

Rückstellungen zum: 31.12.2018 644.433,00 807.688,00

Rückstellung erdiente

Rente zum: 31.12.2018 644.433,00 807.688,00

Auflösung der

Rückstellungen: 31.12.2019 0,00 0,00

Rückstellungen Past

Service: 31.12.2018 644.433,00 807.688,00

Einmalbetrag in

Pensionsfonds: 1.5.2019 -1.144.907,01 -1.144.907,01

§ 4e EStG Verteilung auf

10 Jahre:
-500.474,01 -337.219,01

pro Jahr: -50.047,40 -33.721,90

Es zeigt sich, dass eine Absenkung des Rechnungszinssatzes in
Verbindung mit einer Auslagerung der Pensionszusage auf

einen Pensionsfonds durchaus positiv beurteilt werden kann.
Entscheidend ist jedoch, dass ausreichend Kapital für eine

Auslagerung vorhanden ist, denn sonst würde – wie bereits

dargestellt wurde – eine Absenkung des steuerlichen Rech-
nungszinssatzes zuweiteren Belastungen des Unternehmens

führen.

Praxishinweis > Was als ausreichend gilt, ist immer

individuell zu analysieren. Im Praxisbeispiel sind es im-
merhin 1,1 Mio. €.

Ist dieses Kapital nicht vorhanden, führt die Anpassung des

Rechnungszinssatzes genau zu einem gegenteiligen Effekt. In
diesen Fällen kann eine Auslagerung schon wegen der man-
gelnden Liquiditätsanforderungen des Pensionsfonds nicht

erfolgen.

Der Anstieg der Rückstellungen würde früher oder später

durch eine höhere Auflösung der Rückstellungen zu einer

höheren unvorhergesehenen Liquiditätsbelastung führen.

Als Alternative zur Auslagerung auf einen Pensionsfonds

könnte insbesondere in den Fällen bei einer nichtausreichen-
den Kapitalrücklage eine Auslagerung auf eine nichtversiche-
rungsförmige Unterstützungskasse helfen. In diesem Fall

kann die Liquiditätsbelastung planbar gemacht werden. Bei
einer Anpassung des steuerlichen Rechnungszinssatzes soll-
ten dann ebenfalls Anpassungen für die Dotierungsfaktoren

gemäß Anlage 1 EStG vorgenommen werden.

2. Auslagerung durch Abspaltung
Die Abspaltung der Pensionszusage auf eine sog. Verwaltungs

GmbH im Rahmen von § 123 Abs. 2 UmwG i. V.mit §§ 13 und

15 UmwStG könnte eineweitere Alternative für eine Restruk-
turierung von Pensionsverpflichtungen darstellen.

Eine der wesentlichen Fragen, die sich in diesem Zusammen-
hang stellt, ist folgende:Wird mit einer Abspaltung ein neuer

rechtlich selbständiger Teilbetrieb begründet? Grundsätzlich
werden bei Übertragung von Wirtschaftsgütern im Rahmen

einer Abspaltung die übertragenenWirtschaftsgüter zu Buch-
werten übertragen. Bei Pensionszusagen können die Über-

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG

Übersicht 7: Gesamtauswirkung bei Absenkung des Rechnungszinssatzes auf 4 % (Werte in €)

Bezeichnung Auswirkungen Differenz

bei Anpassung ohne Anpassung

Rückstellung mit 6 % Verzinsung zum 31.12.2018 644.433 644.433

Rückstellung mit 4 % Verzinsung zum 31.12.2018 807.688 0

Erhöhung der Rückstellungen 163.255 0

Veränderung der Rückstellungen zum Übergang Witwenrente 41.225 53.962

Summe der Betriebsaufwendungen durch Anpassung des Zinssatzes 204.480 53.962

Auflösung der Rückstellungen bei Wegfall der Versorgung -274.630 -258.750 15.880

Saldo bei Umstellung auf 4 % Rechnungszins -70.150 -204.788 -134.638

Steuerliche Belastung bei 30 % Steuersatz -21.045 -61.436 -40.391

NWB-BB Sonderdruck 5



tragungen nur zum gemeinen Wert vorgenommen werden.
I. d. R. gibt es keine stillen Reserven, die mit der Abspaltung

aufzulösen wären, weil
> einerseits die Rückstellungen aktuell mit den Teilwerten

nach § 6a EStG und andererseits
> die Kapitalrücklagen mit dem jeweiligen Nominalwert in

der Bilanz

erfasst sind. Somit sind daraus in aller Regel keine steuerlichen

Auswirkungen zu erwarten.

Wenn die Teilbetriebsvoraussetzungen des § 15 Abs. 2
UmwStG nicht erfülltwerden, kann eine Übertragung gemäß

§ 13 Abs. 2 i. V. mit § 11 Abs. 2 UmwStG auf Gesellschafter-
ebene nicht ohne steuerliche Folgen bleiben. In diesen Fällen

ist die Differenz zwischen den Buchwerten auf der Aktivseite

und dem Rückstellungsbetrag nach § 6a EStG auf der Gesell-
schafterebene wie eine Gewinnausschüttung zu beurteilen.

DieGewinnausschüttung ist die Folge aus der Abspaltung aus

derübergebendenGesellschaft,während imGegenzugbei der

übernehmendenGesellschaft der gleiche Betrag als Einlage zu

werten ist.

DieAusschüttung istmit dem Teilwert bei denGesellschaftern

zu versteuern.Die Einlage in der übernehmendenGesellschaft

führt jedoch dazu, dass erst bei Verkauf der abgespaltenen
Gesellschaft diese steuerlich zu berücksichtigen ist.

Somit fallen die beiden steuerlichen Aspekte zeitlich zum Teil

erheblich auseinander.

Fortführung Praxisbeispiel > Rückstellungen würden in
Höhe von 644.433 € und Aktivvermögen in Höhe von
1,3 Mio. € übertragen. Die Differenz von 655.567 € wäre
somit als Gewinnausschüttung bei den Gesellschaftern zu
versteuern.

Im Gegenzugwürde dieDifferenz zu einer erhöhten Einlage in

der übernehmenden Gesellschaft führen.

Bei einer Absenkung des steuerlichen Rechnungszinssatzes

würde diese Differenz entsprechend niedriger ausfallen, und
eine Übertragung im Rahmen von Abspaltungen kann inte-
ressanter werden.

Fortführung Praxisbeispiel > Die Übertragung der Pen-
sionsrückstellungen würde dann mit 807.688 € zu einer
Gewinnausschüttung von immer noch 492.312 € führen.
Wenn man im Rahmen der Abspaltung nicht 1,3 Mio. €,
sondern 900.000 € Rückdeckungsmittel überträgt, dann
können die steuerlichen Auswirkungen weiter minimiert
werden.

Download-Tipp > Mit dem Rückstellungsrechner

„Rückstellungen – Berechnung gem. Steuer- und Han-
delsrecht“, abru(ar in der NWB Datenbank unter NWB

AAAAE-22254, können Sie unter Berücksichtigung der

relevanten Abzinsung und Aufzinsung die auszuweisen-
den Rückstellungen ermitteln. Übersicht 9 zeigt einen

Auszug aus dem Tool.

Übersicht 9: Auszug aus dem Rückstellungsrechner û AAAAE-22254 ]

FAZIT

Es zeigt sich, dass bei einem sinkenden steuerlichen Rech-
nungszinssatz die Unternehmen nur dann einen Vorteil
daraus erzielen können, wenn Sie ausreichend Rückde-
ckungsmittel zur Ausfinanzierung der Zusagen besitzen.
Oftmals scheitert es jedoch genau an diesen Voraussetzun-
gen, so dass in den meisten Praxisfällen eine Absenkung des

steuerlichen Rechnungszinssatzes keinen Vorteil für kleine
und mittlere Unternehmen darstellt. Es zeigt sich aber auch,
dass bei Auslagerungen bzw. bei Übertragungen ein sink-
ender Rechnungszins Vorteile für das Unternehmen haben

kann.

Schlussendlich bleiben die Probleme bei den Unternehmen,
die geringe Rückdeckungsmittel haben bzw. schon jetzt

höhere steuerliche bzw. handelsrechtliche Rückstellungen als

Eigenkapital in der Bilanz aufweisen.

AUTOREN
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